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Drucksache 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 12. Dezember 1961 

6 — 68040 — 6478/61 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Europäische Wirtschaftsgemeinschaft; 

hier: Vorschlag der Kommisison für eine Verord- 
nung über die schrittweise Errichtung einer 
gemeinsamen Marktorganisation für Wein 
nebst Entwurf einer Entscheidung über die Er- 
öffnung eines Kontingents von 150 000 hl 
Faßwein mit Herkunftsbezeichnung durch 
Frankreich und Italien. 


Als Anlagen übersende ich gemäß Artikel 2 Satz 2 des Ge- 
setzes zu den Verträgen vom 25. März 1957 zur Gründung der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Europäischen 
Atomgemeinschaft vom 27. Juli 1957 (BGBl. II S. 753) den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft für 

eine Verordnung zur schrittweisen Errichtung einer ge- 
meinsamen Marktorganisation für Wein nebst Entwurf 
einer Entscheidung über die Eröffnung eines Kontingents 
von 150 000 hl Faßwein mit Herkunftsbezeichnung durch 
Frankreich und Italien (Anlage 1) 

sowie eine Aufzeichnung der Bundesregierung über den 
wesentlichen Inhalt dieses Vorschlags (Anlage 2), 

Der Rat der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft ersuchte 
am 27. Juli 1961 das Europäische Parlament um eine Stellung- 
nahme zu dem Verordnungsvorschlag und überwies ihn an 
den Sonderausschuß für Landwirtschaft zur weiteren Prüfung. 
Nach Anhörung des Europäischen Parlaments wird der Rat der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft über den Vorschlag be- 
schließen. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Anlage 1 


Vorschlag einer Verordnung 
über die schrittweise Errichtung 
einer gemeinsamen Marktorganisation für Wein 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN WIRTSCHAFTS- ' HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
GEMEINSCHAFT — 


gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft und insbesondere 
auf Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments 
und 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Das Funktionieren und die Entwicklung des Gemein- j 
samen Marktes für landwirtschaftliche Erzeugnisse 1 
bedürfen der Gestaltung einer gemeinsamen Agrar- 
politik, zu der insbesondere für die einzelnen Er- 
zeugnisse eine gemeinsame Organisation der Agrar- 
märkte gehören muß. Die von den einzelnen Mit- 
gliedstaaten in ihrem Staatsgebiet verfolgte Wein- 
politik ist jeweils sehr unterschiedlich; doch unab- 
hängig von der Art der gewählten Politik sind stän- 
dige Überschüsse die Ursache für schwerwiegende 
Schwierigkeiten in der Weinwirtschaft bestimmter 
Erzeugerländer. 

Die Erzeugung von Wein und Weinerzeugnissen ist 
ein wesentlicher Bestandteil des landwirtschaftlichen 
Einkommens; die gemeinsame Organisation muß 
daher auf eine Stabilisierung der Märkte und Preise 
durch Anpassung der Erzeugung an den Bedarf ab- 
zielen, wobei insbesondere von einer Politik der 
Qualitätsverbesserung auszugehen ist. 

Damit die zur Durchführung dieser Anpassung er- 
forderlichen Maßnahmen getroffen werden können, 
ist es notwendig, das Produktionspotential zu ken- 
nen und eine jährliche Schätzung des Umfangs der 
verfügbaren Weinmengen vorzunehmen. 

Die Einführung eines Weinbaukatasters, von Mel- 
dungen der Ernteerträge und Einlagerungsmengen 
sowie die Aufstellung einer jährlichen Vorbilanz 
sind geeignet, die für die Marktkenntnis unerläß- 
lichen statistischen Angaben zu erbringen. 

Die Einzelheiten für die Durchführung dieser Maß- 
nahmen sind unter Berücksichtigung der besonderen 
Situation in jedem einzelnen Mitgliedstaat und 
unter der Voraussetzung festzulegen, daß die An- 
gaben auf der Ebene der Gemeinschaft miteinander 
. crgleichbar sind. 

Es entspricht der Politik der Qualitätsverbesserung, 
daß die Merkmale festgelegt werden, die gegeben 
sein müssen, damit ein Wein eine Herkunftsbe- 
zeichnung beanspruchen kann. — 


Artikel 1 

Die Mitgliedstaaten richten bis zum 30. Juni 
1963 ein Weinbaukataster ein, das danach auf dem 
laufenden gehalten wird. 

In dieses Kataster werden mindestens folgende 
Angaben aufgenommen: 

1. die gesamte Weinanbaufläche, 

2. die Weinanbaufläche, auf geteilt nach Art der 
Erzeugung, 

3. die Bewirtschaftungsform der Betriebe, 

4. die Aufteilung der Weinbaubetriebe nach 
ihrer Anbaufläche, 

5. die Aufteilung der Weinbergflächen nach 
dem Alter, 

6. die Bepflanzung, nach Jahren unterteilt. 


Artikel 2 

Alljährlich und erstmalig ab 1962 

1. melden die Weinerzeuger die in dem betref- 
fenden Jahr von ihnen erzielten Ernte- 
erträge, 

2. melden die Weinei^euger und Weinhändler 
mit Ausnahme der Einzelhändler ihre Ein- 
lagerungsmengen, mögen diese Weine aus 
der jeweiligen Jahresernte oder aus voran- 
gegangenen Ernten stammen. 

Aus dritten Ländern eingeführte Weine sind 
gesondert anzugeben. 

Diese Erklärungen sind bis zum 31. Dezember 
abzugeben. Diese Vorschrift steht einer Einführung 
oder Beibehaltung eines anderen Termins in ein- 
zelnen Ländern dann nicht entgegen, wenn die Aus- 
wertung der Angaben seitens der Gemeinschaft 
durch eine Ergänzungsmeldung gewährleistet ist. 


Artikel 3 

Zu Beginn jedes Jahres stellt die Kommission 
eine Vorbilanz zur Feststellung der Erzeugung und 
des Bedarfs in der Gemeinschaft auf, wobei auch die 
voraussichtlichen Ein- und Ausfuhren aus und nach 
Drittländern zu berücksichtigen sind. 
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Artikel 4 

Nach dem in Artikel 43 Absatz 2 vorgesehenen 
Verfahren erläßt der Rat vor dem 1. Januar 1963 
eine Gemeinschaftsregehmg für Weine mit Her- 
kunftsbezeichnung. 

Diese Regelung stützt sich auf folgende Merk- 
male: 

a) Umgrenzung des Anbaugebiets; 

b) verwendete Pflanzensorten; 

c) Anbaumethoden; 

d) Methoden der Weinbereitung; 

e) Mindestalkoholgehalt; 

f) Hektarertrag. 


Artikel 5 

Die Kommission erläßt innerhalb von sechs Mo- 
naten nach Inkrafttreten dieser Verordnung nach 
Anhörung der Mitgliedstaaten die Durchführungs- 
bestimmungen zu Artikel 1, 2 und 3. Sie setzt zu- 
gleich fest, zu welchen Zeitpunkten ihr die auf 
innerstaatlicher Ebene eingeholten Angaben zu 
notifizieren sind. 


Artikel 6 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Vorschlag einer Entscheidung 
über die Eröffnung eines Kontingents 
von 150 000 Hektolitern Faßwein mit Herkunftsbezeichnung 
durch Frankreich und Italien 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN WIRTSCHAFTS- 
GEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft und insbesondere 
auf Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments 
und 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Frankreich hat unter Berufung auf das Bestehen 
einer Marktordnung Artikel 33 Absatz 2 des Ver- 
trages nicht angewendet und gegenüber den Mit- 
gliedstaaten — mit Ausnahme eines geringen Kon- 
tingents für die Einfuhr von Flaschenweinen — 
keine Globalkontingente eröffnet; 

Italien hat ebenfalls ein beschränktes Kontingent 
für die Einfuhr von Flaschenweinen eröffnet und 
darf eine Schutzklausel in Anspruch nehmen, wo- 
nach es ermächtigt ist, Artikel 33 Absatz 2 des Ver- 
trages auf die Einfuhr von Wein nicht anzuwenden. 
Die Umgestaltung der Einfuhrregelung dieser bei- 
den Länder durch die Eröffnung eines begrenzten 
Kontingents soll ein erster Schritt in der Richtung 
auf die Verwirklichung des Gemeinsamen Marktes 
im Rahmen einer gemeinsamen Agrarpolitik sein. 
Die Verordnung Nr. . . vom . . . über die schritt- 
weise Errichtung einer gemeinsamen Organisation 
für Wein stellt den Beginn eines gemeinsamen Vor- 
gehens der Mitgliedstaaten zur Lösung der Pro- 
bleme auf dem Gebiete der Weinerzeugung dar. 

Die Unterschiede zwischen den Weinwirtschaften 
Frankreichs und Italiens gebieten zwar ein schritt- 
weises Vorgehen bei der Öffnung ihrer Märkte, 


doch entspricht es Artikel 43 des Vertrages, daß die 
Durchführung der ersten Maßnahmen der gemein- 
samen Weinpolitik mit einem anfänglich begrenz- 
ten, jedoch zur Erweiterung bestimmten Warenaus- 
tausch Hand in Hand geht. 

Eine auf 150 000 Hektoliter beschränkte Einfuhr ist 
als solche zwar sehr erheblich, sie birgt jedoch nicht 
das Risiko in sich, die Weinwirtschaft der betreffen- 
den Länder zu gefährden. 

Da die Qualitätsverbesserung ein Grundsatz der ge- 
meinsamen Weinpolitik ist, ist es erforderlich, daß 
die ersten von Frankreich und Italien zu eröffnen- 
den Kontingente sich ausschließlich auf solche 
Weine erstrecken, die im höchsten Maße die Ge- 
währ für einwandfreie Qualität bieten, also auf 
Weine mit Herkunftsbezeichnung. 

Die Verordnung Nr. . . . vom . . . über die schritt- 
weise Errichtung einer gemeinsamen Marktorgani- 
sation für Wein enthält die Merkmale, auf denen 
die Gemeinschaftsregelung für Herkunftsbezeichnun- 
gen beruhen muß. 

Diese Merkmale können später auch für die Klassi- 
fizierung der Weine verwendet werden. 

Es ist aus praktischen Gründen und zur Vermeidung 
von Verzögerungen in der Kontingentseröffnung 
unerläßlich, bis zum Inkrafttreten der Gemein- 
schaftsregelung für Weine mit Herkunftsbezeich- 
nung eine provisorische Regelung vorzusehen, wäh- 
rend deren Geltungsdauer bestimmte Weine in 
diese Kontingente selbst dann einbezogen werden 
können, wenn bei ihnen nicht alle Merkmale fest- 
gelegt sind, welche die Weine mit Herkunftsbezeich- 
nung kennzeichnen. — , 
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HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Französische Republik und die Italienische 
Republik eröffnen jeweils, und zwar jährlich, vom 
1. Januar 1962 an, für alle Mitgliedstaaten ein Kon- 
tingent von je 150 000 Hektoliter Faßwein mit Her- 
kunftsbezeichnung. 


Artikel 2 

Bis zum Inkrafttreten der in Artikel 4 der Ver- 
ordnung Nr. . . . vom . . . über die schrittweise Er- 
richtung einer gemeinsamen Marktorganisation für 
Wein vorgesehenen Regelung für Herkunftsbezeich- 
nungen gelten im Sinne dieser Entscheidung als 
Weine mit Herkunftsbezeichnung solche Weine, für 
die in einer Regelung oder in ausreichenden Unter- 
lagen die in diesem Artikel 4 aufgeführten Erzeu- 
gungsmerkmale als verbindlich bezeichnet worden 
sind oder bezeichnet werden. 


A r t i k e 1 3 j 

Folgende Weine sind für das in Artikel 1 ge- j 
nannte Kontingent vorgesehen: 

— - Weine der Bundesrepublik Deutschland, soweit ! 
sie aus den in der Anlage zu dieser Entschei- ! 
düng genannten Anbaugebieten stammen, aus : 
den edlen Rebenarten Riesling, Traminer, Ge- ! 
würztraminer, Pinot gris, Pinot blanc, Pinot 
noir, Sylvaner, Müller-Thurgau, Gutedel (diese 
gilt nur vorübergehend und ausschließlich für 
das südliche Baden) hergestellt und von einem 
Ursprungszeugnis begleitet sind (Anhang I); 

— Weine, die aus Frankreich stammen, soweit sie 
in dem französisch-italienischen Abkommen 
vom 29. Mai 1948 über den Schutz der Her- 
kunftsbezeichnungen und der Bezeichnungen 
bestimmter Erzeugnisse aufgeführt sind; 


— Weine, die aus Italien stammen, soweit sie in 
der hier beigefügten Liste (Anhang II) oder in 
dem bereits genannten französisch-italienischen 
Abkommen vom 29. Mai 1948 aufgeführt sind; 

— Weine aus Luxemburg, soweit sie aus den in 
der Anlage zu dieser Entscheidung genannten 
Weinbausorten stammen, aus den edlen Reben- 
arten Riesling, Traminer, Pinot gris (Ruländer), 
Pinot blanc, Auxerrois, Muscat Ottonel, Riva- 
ner (Riesling und Sylvaner) und Sylvaner her- 
gestellt und mit der luxemburgischen National- 
marke versehen sind (Anhang III). 


Artikel 4 

Der Rat entscheidet mit qualifizierter Mehrheit 
auf Vorschlag der Kommission jährlich nach Maß- 
gabe der Entwicklung der gemeinsamen Markt- 
organisation über die Aufstockung des in Artikel 1 
vorgesehenen Kontingents von 150 000 Hektoliter. 


Artikel 5 

Die Kommission überprüft die in Artikel 3 ge- 
nannten Weinlisten unmittelbar nach Inkrafttreten 
der in Artikel 2 genannten Regelung. 


Artikel 6 

Die Kommission wacht darüber, daß die Mit- 
gliedstaaten ab 1. Januar 1962 alle geeigneten Maß- 
nahmen treffen, um auf ihrem Hoheitsgebiet den 
Schutz der als Weine mit Herkunftsbezeichnung gel- 
tenden Weine zu gewährleisten, die Gegenstand des 
in Artikel 1 genannten Kontingents sind. 

Artikel 7 

Diese Entscheidung ist an die Französische Re- 
publik und an die Italienische Republik gerichtet. 


Anhang I 

Liste der in Artikel 3 erwähnten deutschen Weinbaugebiete 


1. 

Ahr 1 

7. 

Mittelrhein 

2. 

Baden i 

8. 

Mosel-Saar-Ruwer 


a) Baden i 


(zur deutlicheren Kennzeichnung ist der Zusatz 


b) Breisgau 


Mosel bzw. Saar bzw. Ruwer gestattet) 


c) Kaiserstuhl 

; 9. 

Nahe 


d) Markgräflerland 

10. 

Rheingau 

3. 

Bergstraße 

11. 

Rheinhessen 

4. 

Bodensee 

12. 

Rheinpfalz 

5. 

Franken 

13. 

Siebengebirge 

6. 

Lahn 

14. 

Württemberg 
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Anhang II 


Liste der in Artikel 3 erwähnten italienischen Weine 
mit Herkunftsbezeichnung 


Piemont 

1. Barolo 

2. Barbaresco 

Ligurien 

3. Cinque Terre 

Trient-Oberetsch 

4. Colline di Caldaro (Kälterer) 

5. Lago di Caldaro (Kalterersee) 

6. Santa Maddalena 

7. Meranese di Collina 

8. Traminer Aromatico (Gewürztraminer) 

9. Lagarino Rosato (Lagreinkretzer) 

Venetien 

10. Soave 

11. Bardolino 

12. Valpolicella 

13. Valpantena 

14. Prosecco 

15. Colli Previgiani 

16. Rosso dei Colli Veronesi 


Toscana 

17. Chianti 

18. Chianti Montalbano 

19. Chianti Classico 

20. Chianti Colli Fiorentini 

21. Chianti Rufina 

22. Chianti Colli Senesi 

23. Chianti Colli Aretini 

24. Chianti Colline Pisane 

Umbrien 
| 25. Orvieto 

! 

Latium 

26. Weine der Castelli Romani und der Colli 
Albani 

1 27. Colli Lanuviani 

i 

| 28. Frascati 

29. Colonna 

30. Marino 

■ 31. Monte compatri 
32. Velletri 

Apulien 

j 33. San Severo 


Anhang III 


Liste der in Artikel 3 erwähnten luxemburgischen Weinbauorte 


1. Schengen 

2. Remerschen 

3. Wintringen (Wintrange) 

4. Schwebsingen (Schwebsange) 

5. Bech-Kleinmacher 

6. Wellenstein 

7. Remich 

8. Stadtbredimus 

9. Greveldingen (Greiveldange) 


10. Lenningen 

11. Ehnen 

12. Wormeldingen (Wormeldange) 

13. Ahn 

14. Machtum 

15. Grevenmacher 

16. Mertert 

17. Wasserbillig 
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Anlage 2 


Aufzeichnung 

der Bundesregierung zu dem Vorschlag der Kommission der 
EWG für eine Verordnung zur schrittweisen Errichtung einer 
gemeinsamen Marktorganisation für Wein nebst einer Ent- 
scheidung zur Eröffnung eines Kontingents von 150 000 hl Wein 
in Fässern mit Ursprungsbezeichnung durch Frankreich und 

Italien 


A. 

Verordnungsentwurf über die schrittweise Er- 
richtung einer gemeinsamen Marktorganisation 
für Wein 

Der Vorschlag sieht für alle Mitgliedstaaten ein 
einheitliches Weinbaukataster vor. 

Ab 1962 sollen jährlich die Lagerbestände beim Er- 
zeuger und Großhandel sowie die jährliche Wein- 
produktion gemeldet werden. 

Um Erzeugung und Bedarf in der Gemeinschaft ab- 
zustimmen, soll zu Beginn eines jeden Jahres eine 
Vorausschätzung durch die Kommission erfolgen, 
bei der auch die voraussichtlichen Ein- und Aus- 
fuhren aus und nach dritten Ländern zu berücksich- 
tigen sind. Die Kommissoin soll zu den vorgenann- 
ten Regelungen nach Anhören der Mitgliedstaaten 
Durchführungsbestimmungen erlassen. Vor dem 
1. Januar 1962 soll der Rat eine Gemeinschafts- 
regelung für Wein mit Herkunftsbezeichnung be- 
schließen. Diese soll sich auf bestimmte Merkmale 
stützen. 


B. 

Vorschlag einer Entscheidung über die 
Eröffnung eines Kontingents von 150 000 hl 
Faßwein mit Herkunftsbezeichnung durch 
Frankreich und Italien 

Mit dem Verordnungsentwurf verbindet die Kom- 
mission den Vorschlag zu einer Entscheidung, da- 
mit ein erster Schritt zu der Verwirklichung der 
gemeinsamen Weinpolitik getan werden soll. Mit 
der Eröffnung eines Weinkontingents wird gleich- 
zeitig festgesetzt, welche Weine bis zur endgültigen 
Einführung der Herkunftsbezeichnung (s. unter A. 
Gemeinschaftsregelung des Rates) als Weine mit 
Herkunftsbezeichnung anzusehen sind. 

Auf Vorschlag der Kommission soll der Ministerrat 
jährlich über die Aufstockung des Kontingents be- 
schließen. 
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